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Sonderzahlungen für Verbeam tete 

Zeit, die Trendw ende einzuleiten 
Das Them a Sonderzah lungen für Beam tinnen und Beam te stellt nach w ie vor eine große 
Enttäuschung in Schlesw ig-Holste in dar. Zahlre iche Kolleginnen und Kollegen erhalten 
sogar überhaupt keine, da diese m om entan ledig lich b is zur Besoldungsstufe A10 gewährt 
werden. Und selbst dann sind es nur 660 Euro - für Anwärterinnen und Anwärter reduziert 
s ich d ieser Betrag sogar auf die Hälfte. 

D ie Prüfung durch das Bundesverfassungsgericht, der bereits seit 2007 gekürzten 
Sonderzahlungen, könnte eine längst überfällige  und bahnbrechende Änderung anstoßen. 
D iese anstehende Entscheidung geht auf e inen M usterfa ll zurück, den die kom ba 
gewerkschaft und der dbb schlesw ig-ho lste in betreut haben. Sollte das G ericht die  
Rechtswidrigkeit der Kürzungen bestätigen, wäre das Land verpflichtet, nachzubessern. 
D ies gilt auch rückw irkend: das Land Sch lesw ig-Holstein hat zugesichert, Korrekturen für 
d ie Jahre 2007 bis 2021 vorzunehm en, unabhängig von individuellen A nträgen 
(G leichstellungszusage ). 

Ab 2022 wurde diese Zusage jedoch nicht weiter fortgesetzt, da das Land der A nsicht ist, 
m it der im  selben Jahr durchgeführten Besoldungskorrektur d ie Vorgaben des 
Bundesverfassungsgerichts erfü llt zu haben. D ie kom ba gewerkschaft und der dbb sind 
da ganz anderer M einung, insbesondere da vie le Beam t:innen von den Korrekturen kaum  
oder gar n icht profitierten. Daher haben w ir erneut das Bundesverfassungsgericht um  
Verurteilung gebeten. W enn auch dieses M al e ine G esetzeskorrektur erfo lgen m uss, 
könnten Nachzahlungen nur für d ie Beam t:innen in Frage kom m en, die ihre Ansprüche 
durch entsprechende Anträge auf am tsangem essene Alim entation auch geltend gem acht 
haben - w ir hatten alle dazu bereits per Post inform iert und m it M usteranträgen versorgt. 

D ie Entgelt- und Besoldungspolitik der regierenden Koalition in Schlesw ig-Holste in steht 
unter m assivem  Druck, n icht nur aufgrund der zwei be im  Bundesverfassungsgericht 
anhängigen Verfahren. D ie offensichtliche Haltung der öffentlichen Arbeitgeberinnen und
Arbeitgeber in den laufenden Verhandlungen zum  Tarifvertrag der Länder (TV-L) ist 
besorgn iserregend: In den ersten beiden Verhandlungsrunden haben sie schlicht und 
einfach kein Angebot gem acht. Auch haben öffentliche Arbeitgeber keine Bedenken, wenn 
Landesbeschäftigte in  den unteren Lohngruppen des TV-L regelm äß ig W ohngeld  
beantragen m üssen, um  finanzie ll über die Runden zu kom m en. "Das ist S inn und Zweck 
von W ohngeld", so s inngem äß D r. Andreas D ressel, Vorsitzender der Tarifgem einschaft 
der Länder. Das sich Vollzeitarbeit lohnen m uss, w ird dabei genauso w issentlich  
übersehen, w ie dass die  aktuelle EG 1 des TV-L sogar unter dem  gesetzlichen M indestlohn 
liegt. Das zeigt, w ie grob geltendes Recht aktuell durch die Po litik  m issachtet w ird. Bei 
d ieser Vorgehensw eise ist m ehr a ls fraglich, ob im  Haushalt ausre ichend Vorsorge für das 
anstehende Tarifergebnis getroffen wurde - auch für die Ü bernahm e der Ergebnisse auf 
verbeam tete Kolleginnen und Kollegen. Sobald d ie  Urte ile des  
Bundesverfassungsgerichts veröffentlicht werden, halten w ir m it Updates auf dem  
Laufenden. 

Bitte denken S ie an Ihre Antragstellung auf am tsangem essene A lim entation b is 
spätestens zum  31.12.2023, besser noch vor W eihnachten! 


